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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung von Plafonds 
und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwachung der Einfuhren 
bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Malta (1978) 

»EG-Dok. S/1442/77 (M 13)« 


DER RAT DER EUEROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Abkommen zur Gründung einer Assoziation 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und Malta ^), geändert durch das Zusatzprotokoll zu 
diesem Abkommen -), sieht für die von dem Abkom- 
men umfaßten Waren die vollständige Beseitigung 
der Zölle vor. Bei einigen Waren wird die Vergün- 
stigung der Zollbefreiung jedoch auf Plafonds be- 
schränkt, bei deren Überschreitung die gegenüber 
Drittländern geltenden Zölle wieder angewendet 
werden können. Daher sind die für das Jahr 1978 
anzuwendenden Plafonds festzusetzen. Zur Durch- 
führung der Plafondregelung muß die Gemeinschaft 
regelmäßig über die Entwicklung der Einfuhren die- 
ser Erzeugnisse mit Ursprung in Malta unterrichtet 
werden. Die Einfuhr dieser Waren ist deshalb einem 
überwachungssy Stern zu unterwerfen. 

Dic.3es Ziel kann mit Hilfe eines Verwaltungsver- 
fahrens erreicht werden, nach dem die Einfuhren der 
bcliefienden Waren auf Gemeinschaftsebene auf die 
genannten Plafonds nach Maßgabe der Gestellung 
dieser Waren bei der Zollstelle mit einer Anmel- 
dung zur Abfertigung zum freien Verkehr angerech- 
net Y/erden. Dieses Verwaltungsverfahren muß die 

1) ABI. EG Nr. L 61 vom 14. Marz 1971, S. 2 
ABI. EG Nr. . . . vom . . . , S. . . . 


Möglichkeit bieten, die Sätze der Zolltarife wieder 
anziiv/enden, sobald die Plafonds auf Gemeinssafts- 
ebene erreicht sind. 

Dieses Verwaltungsverfahren erfordert eine enge, 
besonders schnelle Zusammenarbeit zwischen den 
Mitglicdstaaten und der Kommission, die vor allem 
den jeweiligen Stand der Anrechnungen auf die Pla- 
fonds kennen und in der Lage sein muß, die Mit- 
gliedstaaten hiervon zu unterrichten. Diese enge Zu- 
sammenarbeit ist um so notwendiger, als es der 
Kommission möglich sein muß, geeignete Maßnah- 
men zur Wiederanwendung der Sätze der Zolltarife 
zu treffen, sobald ein Plafond erreicht ist. 

Ferner muß bei einigen Waren, für die keine Pla- 
fondregelung gilt, die Entwicklung der Einfuhren 
verfolgt werden. Es ist daher angezeigt, auch die 
Einfuhren dieser Erzeugnisse zu überwachen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Ar tikel 1 

1. Vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1978 unter- 
liegen die Einfuhren von Erzeugnissen mit Ur- 
sprung in Malta, die im Anhang aufgeführt sind, 
jährlichen Plafonds sowie einer gemeinschaft- 
lichen Überwachung. 

Die Bezeichnung dieser Waren, ihre Tarifnum- 
mern und statistischen Kennziffern sowie die 
Höhe der Plafonds sind im Anhang aufgeführt. 

2. Auf die Plafonds sind die Waren anzurechnen, 
die bei der Zollstelle mit einer Anmeldung zur 
Abfertigung zum freien Verkehr gestellt werden 
und für die eine dem Protokoll über die Bestim- 
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mungen „Waren mit Ursprung in . . oder 
„Ursprungswaren" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen im Anhang 
zum Protokoll zur Festlegung einiger Bestimmun- 
gen betreffend das Abkommen zur Gründung 
einer Assoziation zwischen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und Malta entspre- 
chende Warenverkehrsbedingungen vorliegt. 

Eine Ware kann nur dann auf den Plafond ange- 
rechnet werden, wenn die Warenverkehrsbe- 
scheinigung vor dem Tag vorgelegt wird, von 
dem an die Wiederanwendung der Zollsätze an- 
geordnet worden ist. 

Der Stand der Ausschöpfung der Plafonds wird 
auf Gemeinschaftsebene an Hand der wie vor be- 
schrieben angerechneten Einfuhren festgestellt. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig und innerhalb der in Absatz 4 vorgeschrie- 
benen Fristen die nach Maßgabe der vorstehen- 
den Unterabsätze getätigten Einfuhren mit. 

•i) ABI. EG Nr.L 111 vom 28. April 1976, S. 3 


3. Ist ein Plafond erreicht, so kann die Kommission 
durch Verordnung die gegenüber Drittländern 
geltenden Zollsätze bis zum Ende des Kalender- 
jahres wieder einführen. 

4. Die Mitghedstaaten übermitteln der Kommission 
spätestens bis zum fünfzehnten Tage jedes Mo- 
nats Übersichten über die im Laufe des Vor- 
monats erfolgten Anrechnungen. Auf Antrag der 
Kommission übermitteln sie Zehntagesübersich- 
ten, und zwar binnen fünf vollen Tagen nach 
Ablauf jedes Zehntageszeitraums. 

Artikel 2 

Die Kommission trifft in enger Zusammenarbeit mit 
den Mitgliedstaaten alle der Durchführung dieser 
Verordnung dienlichen Maßnahmen. 

Artikels 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1978 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 28. September 1977 - 14 - 680 70 - E - Zo 206177: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. September 1977 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Liste der Waren, deren Einfuhr im Jahre 1978 Plafonds unterliegt 


Anhang 


Laufende 

Nummer 

1 

Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

W arenbezeichnung 

NIMEXE- 

Kennziffer 

Plafondmenge 
(in Tonnen) 

1 

2 

3 

4 

5 

IM 1 

55.05 

Baumwollgarne, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf 

55.05- 
alle Nrn. 

1 260 

IM2 

55.09 

Andere Gewebe aus Baumwolle 

55.09- 
alle Nrn. 

105 

IM3 

56.04 

Synthetische und künstliche Spinnfasern und 
Abfälle von synthetischen oder künstlichen 
Spinnstoffen, gekrempelt, gekämmt oder an- 
ders für die Spinnerei vorbereitet 

56.04- 
alle Nrn. 

840 

IM4 

60.05 

Oberkleidung, Bekleidungszubehör und andere 
Wirkwaren, weder gummielastisch noch kau- 
tschutiert 

60.05- 
allc Nrn. 

227 

I M5 

61.01 

Oberkleidung für Männer und Knaben 

61.01- 
alle Nrn. 

856 
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Finanzbogen 

1. Haushaltsposten: Kap. 12 Art. 120 

2. Juristische Grundlage: Art. 113 

3. Titel der Tarifmaßnahme: Vorschlag für eine Verordnung (EWG) Nr. . . Jll des Rates zur Fest- 

setzung von Plafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Über- 
wachung der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse mit Ursprung in Malta 
(1978) 

4. Ziele des Vorhabens: Erfüllung einer vertraglichen Verpflichtung 

- Abkommen EWG/Malta - 

5. Berechnungsmethode: 


— Nummer des 


Gemeinsamen Zolltarifs: 

55.05, 

55.09, 

56.04, 

60.05, 

61.01 

— Plafondsmengen: 

1260 t 

105 t 

840 t 

227 t 

856 t 

— Kontingentszollsatz: 

zollfrei 





— Zollsatz des 

Gemeinsamen Zolltarifs: 

4 bis 8 V. FL 

13 bis 15 V. 

H. 8,5 bis 10 V. 

H.10,5bis 18 V. H. 

17 V. H. 

Einnahmeverlust: 

i 751 000 EUR 






Durchschnitts- 
preis cif 
EUR/t 

Durchschnilts- 

Zölle 

V. H. 

Plafondmenge 
in t 



55.05 

1 520 

6 

1 260 

= 114 660 


55.09 

4 120 

14 

105 

= 60 560 


56.04 

1 050 

9 

840 

= 79 380 


60.05 

13 180 

14 

227 

= 418 860 


31.01 

7 410 

17 

856 

= 1 078 000 






1 751 460 
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Begründung 

1. Das Abkommen von 1971 zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Malta, ge- 
ändert durch das Zusatzprotokoll in diesem Ab- 
kommen, sieht für gewerbliche Waren insbesondere 
vor, daß die Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs be- 
seitigt werden. Abweichend von dieser Bestimmung 
ist für eine Reihe empfindlicher Waren eine Sonder- 
regelung vorgesehen: Das Volumen der zollfreien 
Einfuhren dieser Waren wird durch einen jährlichen 
Plafond begrenzt. Ist dieser Plafond erreicht, kann 
die Gemeinschaft wieder die gegenüber Drittländern 
geltenden Zollsätze bis zum Ablauf des Kalender- 
jahres anwenden. 

Die ursprüngliche Höhe der jährlichen Plafonds ist 
in dem geänderten Abkommen selbst festgesetzt. 
Diese Plafonds werden jedes Jahr erneut eröffnet 
und ihr Volumen um 5 v. H. erhöht. 

2. Zur Durchführung des Plafondsystems und der 
möglichen Wiedereinführung der Zollsätze ist die 
Annahme genauer gemeinsamer Regeln erforderlich, 
die von allen Mitgliedstaaten einheitlich angewen- 
det werden müssen. Diesem Erfordernis kann durch 
Festlegung eines gemeinschaftlichen Systems für die 
Überwachung der tatsächlichen Einfuhren aus dem 
Partnerland entsprochen werden. Zu diesem Zwecke 
müssen die Mitgliedstaaten die geeigneten Maß- 
nahmen treffen, die eine schnelle Zusammenstellung 
der statistischen Daten auf Gemeinschaftsebene er- 
möglichen. Dabei dürfen nur die Einfuhren der be- 
treffenden Waren erfaßt werden, die zur Abferti- 
gung zum freien Verkehr angemeldet werden und 
für die gleichzeitig die den Vorschriften des oben 
unter Punkt 1 genannten Abkommens entsprechende 
Warenverkehrsbescheinigung vorliegt. 

Diese Übersichten werden von jedem Mitgliedstaat 
zu Monatsende erstellt und den Dienststellen der 
Kommission bis zum 15. Tage des folgenden Monats 
übermittelt, so daß die Kojmmissionsdienststellen 
allen Mitgliedstaaten mit Fernschreiben eine Ge- 
samtübersicht über die einzelnen, im vorhergehen- 
den Monat eingeführten Waren übermitteln können. 
Das Überwachungssystem erfordert viel Sorgfalt 
und eine enge Zusammenarbeit zwischen den betref- 
fenden Dienststellen der Mitgliedstaaten und der 
Kommission. Da die betreffenden Waren zu der 
Gruppe der empfindlichen Waren gehören und zoll- 
freie Einfuhren über die Plafonds hinaus Störungen 


auf dem Markt der Gemeinschaft hervorrufen kön- 
nen, ist es absolut erforderlich, daß alle Mitglied- 
staaten die genannte Frist von 15 Tagen streng ein- 
halten. 

Zur Wiedereinführung der Zollsätze soll folgende 
Regelung gewählt werden: 

Sobald aus einer der monatlichen Gesamtübersichten 
der Kommissionsdienststellen hervorgeht, daß der 
für eine bestimmte Ware festgesetzte Plafond zu 
75 V. H. erreicht ist, unterrichten diese Dienststellen 
die Mitgliedstaaten hiervon, worauf vor allem in 
der Gruppe „Wirtschaftliche Tariffragen" auf An- 
trag eines Mitgliedstaates oder auf Veranlassung 
der Kommission Konsultationen stattfinden können. 

Während dieser Konsultationen wird Fall für Fall 
geprüft, ob bei tatsächlichem Erreichen des festge- 
setzten Plafonds die Wiederanwendung der gegen- 
über Drittländern geltenden Zollsätze angeordnet 
werden soll oder nicht. 

über die Einfuhren der betreffenden Ware werden 
weiterhin monatliche Übersichten, oder, auf Antrag 
der Kommission, über Fernschreiber Zehntagemel- 
dungen übermittelt. Die Frist für die Übermittlung 
letzterer Meldung beträgt fünf Tage. 

Unter diesen Umständen kann die Kommission auf 
schnellstem Wege die Maßnahmen treffen, die - mit- 
tels Verordnung - zur Wiederanwendung der Zoll- 
sätze gegenüber dem Partnerland bis zum Ende des 
Kalenderjahres führen. In diesem Fall würde natür- 
lich die Erhebung der Zollsätze für die betreffende 
Ware innerhalb der Frist erfolgen, die in der Vpr- 
ordnung, mit der der Zollbefreiung ein Ende gesetzt 
wird, festgelegt wurde. 

3. Für die Anwendung der Plafondregel und die 
Wiederanwendung der Zollsätze sieht der beilie- 
gende Vorschlag eine Befugnisübertragung vom Rat 
auf die Kommission vor. 

In dem Verordnungsvorschlag wird jedoch lediglich 
der Rahmen für die Ausübung der Befugnisse abge- 
steckt, damit die erforderlichen Verfahren nach Kon- 
sultation mit den Mitgliedstaaten rasch und elastisch 
durchgeführt werden können. In diesem Bemühen 
um größtmögliche Wirksamkeit und Schnelligkeit 
wurde in dem Verordnungsvorschlag auch vorge- 
sehen, daß es Aufgabe der Kommission ist, gegen- 
über dem Partnerland die Wiederanwendung der 
geltenden Drittlandszollsätze anzuordnen. 
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